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Statuten der Arbeiterunion  Schweiz. Transportanstalten (A.U.S.T.)

1.  Zweck  und  Mitgliedschaft
1.  Zweck und Ziel
Art. 1.
Die A.U.S.T. - Arbeiterunion schweizerischer Transportanstalten - ist ein Verband schweizerischer Verkehrsangestellter und -arbeiter, gleichviel, ob dieselben bei staatlichen oder privaten Transportanstalten

tätig sind. 
Der Verband betrachtet sich als Glied der modernen Arbeiterbewegung und erstrebt den Anschluss an gleichgesinnte Verbände des In- und Auslandes zur kräftigen Wahrung der Interessen seiner Mitglieder.

 Art. 2.

Seinem Zwecke dient er speziell durch:

a) rege Agitation  unter  den dem Verbande nicht angeschlossenen Berufsgenossen und Vereinigungen, die er für die Organisation zu gewinnen hat,

b) die Forderung des Zusammenschlusses aller der modernen Arbeiterbewegung huldigenden  schweizerischen  Eisenbahnerverbände ;

c) Erzielung möglichst guter Arbeits- und Anstellungsbedingungen der ihm angeschlossenen Mitglieder in ökonomischer und rechtlicher Beziehung;

d) Herausgabe von Organen in den verschiedenen Landessprachen zur Verfechtung seiner Grundsätze und  entsprechende Verbreitung von Flugschriften, welche die dem Verbande vorschwebenden Zielpunkte darzulegen haben;

e) Eingaben und Rekurse an die zuständigen Verwaltungsorgane der Transportanstalten und einheitliche Stellungnahme in allen Fragen der Arbeitsbedingungen ;

f) Einführung des Rechtsschutzes an seine Mitglieder;

g) Einführung von Unterstützungs-Institutionen und Ausbau derselben;

h) Schaffung eines Sekretariates.

2. Mitgliedschaft.
Art. 3.

Der Verband setzt sich aus Sektionen zusammen.

Art. 4.

Die Sektionen sind territorial abgegrenzt. An ein und demselben Orte besteht nur eine Sektion.
 Mehrere Sektionen können nur existieren, wenn sie verschiedenen der in Art. 6, Alinea 2, genannten Unterverbänden angehören.

Art. 5.

Die Bestimmung von Art. 4, Alinea 1, findet  auf  zurzeit  bestehende  Sektionen keine Anwendung.

Art. 6.

Die Statuten aller Sektionen sind vom Zentralkomitee, diejenigen von Unterverbänden vom Verbandsvorstand zu genehmigen. Die Mitglieder, welche Werkstättearbeiter, Strassenbahner (deutsch und welsch), Telephon- oder Telegraphenarbeiter sind, schliessen sich zu Unterverbänden innerhalb der A.U.S.T. mit eigenen Statuten  zusammen. (Werkstättearbeiter-Verband, W.A.V.; Strassenbahner-Verband, deutsch, S.St.V.; Strassenbahner- Verband, französich, U.R.E.T.; Telephon-  und  Telegraphenarbeiter-Verband.)

Art. 7.
Die Sektionen und Unterverbände haben an die Zentralkasse einen jährlichen Beitrag pro Mitglied zu leisten, der auf Antrag des Verbandsvorstandes von der Delegiertenversammlung festgesetzt wird. Aus diesen Beiträgen werden bestritten: die Kosten der Zentralleitung und des Sekretariates; der Rechtsschutz;  das Organ. Die Beiträge  sind in vierteljährlichen Raten,  je auf 1. Januar, 1. April, 1. Juli, 1. Oktober, zu entrichten.
Art. 8.
Die Verbandsbeiträge werden in der Regel von den Sektionen direkt bezahlt.  Über Ausnahmen entscheidet der Verbandsvorstand.  (Art. 18, Alinea 8.)
Art. 9.
Ist eine Sektion  oder ein Unterverband mit der Bezahlung der Beiträge  im Rückstand, so erfolgt nach Monatsfrist, vom Datum der schriftlichen Mahnung an gerechnet,  Publikation in  den  Organen.  Über Massnahmen gegen rückständige Sektionen oder Unterverbände entscheidet die Delegiertenversammlung.
Art. 10.
Jedes Mitglied hat nach Massgabe der einschlägigen Bestimmungen (Rechtsschutz- und Sterbekassenstatuten) Anspruch auf die Verbandsinstitutionen.
Art. 11.
Seine Rechtsansprüche an den Verband, dessen Vermögen und Institutionen erlöschen beim:
a) Austritt aus der Sektion;
b) Austritt des Unterverbandes aus der A.U.S.T. oder einem ihrer Institute.
II.  Organisation.
1.  Organe des Verbandes.
Art. 12.
Das oberste Organ des Verbandes ist die Gesamtheit seiner Mitglieder. Dasselbe betätigt sich:
a) in der Form der Urabstimmung;
b) in der Form der Generalversammlung;
c) in der Form der Delegiertenversammlung.
a) Urabstimmung.
Art. 13.
Die Urabstimmung der Mitglieder geschieht durch die Abgabe eines Stimmzettels in den einzelnen Sektionen, Sektionen, wobei das absolute Mehr der Stimmenden entscheidet und findet statt:

a) Zur Wahl des ständigen Sekretariatspersonals, dessen Amtsperiode je vier Jahre dauert. Erreicht im ersten Wahlgang kein Kandidat das absolute Mehr, so wird ein zweiter Wahlgang angeordnet, in welchem das relative Mehr entscheidet. Meldet sich neben den bisherigen Inhabern, sofern sie nicht ablehnen, niemand, so sind die Verbandsfunktionäre auf eine weitere Amtsdauer gewählt.
b) Zur Entscheidung über Beschlüsse der Delegiertenversammlung, wenn diese von sich aus eine solche Abstimmung anordnet, oder ein Fünftel der an einer Delegiertenversammlung Stimmberechtigten eine Ur-

 abstimmung bezüglich eines Beschlusses an der Delegiertenversammlung selbst verlangt, oder endlich ein Zehntel der Mitglieder eine solche Abstimmung innert Monatsfrist, vom Datum der Delegiertenversammlung an gerechnet, beim Zentralkomitee anbegehrt.
b)  Generalversammlung.
Art. 14.
Die Generalversammlung, zu der jedes Mitglied des Verbandes Zutritt hat und stimmberechtigt ist, soll zur Behandlung allgemeiner Fragen und zur Stärkung des Solidaritätsgefühls nach Bedürfnis vom Zentralkomitee, eventuell vom Verbandsvorstand einberufen werden und jeweils an einem möglichst zentral gelegenen Orte stattfinden.
c) Delegiertenversammlung.
Art. 15.
Die Delegiertenversammlung wird gebildet  durch  Abgeordnete  der  einzelnen Sektionen in der Weise, dass jeder Sektion das Recht auf einen Abgeordneten zukommt; Sektionen mit über 50 Mitgliedern haben für je 50 Mitglieder und Bruchteile über 25 Anspruch auf einen weiteren Delegierten.
Art. 16.

Die Delegiertenversammlung tritt ordentlicherweise alljährlich im Mai an dem von ihr  bestimmten  Orte  zusammen,  ausserordentlicherweise so oft das Zentralkomitee resp. der Verbandsvorstand oder ein Zehntel  der Sektionen durch Eingabe beim Zentralkomitee das für nötig erachtet.
Art. 17.

Die Entschädigung der Delegierten ist Sache ihrer Auftraggeber; 1/2 der Fahrtaxen der Delegierten der Nicht-Eisenbahnersektionen fällt jedoch auf die Zentralkasse.
Art. 18.
Die Geschäfte der Delegiertenversammlung sind:
1.  Sie bestellt sich ein Bureau.
2.  Sie  nimmt  Jahresbericht  und Jahresrechnung, letztere für die allgemeine Kasse, die Sterbekasse und die Rechtsschutzkasse, entgegen.
3.  Sie wählt den Sitz des Vorortes jeweils auf zwei Jahre.
4.  Sie bestimmt die mit der Prüfung der Geschäftsführung beauftragten drei Sektionen, welche je einen Revisoren zu bestimmen haben.
5.  Sie  kann dem Verbande nicht angehörende Fachleute zur Revision der Kasse bestimmen.
6.  Sie wählt die Mitglieder des Verbandsvorstandes.
7.  Sie  bestimmt  den  Ort  der  nächsten Delegiertenversammlung.
8.  Sie setzt die Beiträge für die Gesamtheit der Mitglieder resp. der Unterverbände fest.
9.  Sie erledigt die Anträge  des Zentralkomitees, der Unterverbände und Generalversammlungen der einzelnen Sektionen,  welche  durch  den Verbandsvorstand vorberaten und, wenn nicht Angelegenheiten von allgemeiner Bedeutung,  von diesem dem Zentralkomitee zur Erledigung  überwiesen werden.
10.  Sie fasst allfällige Beschlüsse  betreffend  Unterstellung  von  Entscheiden unter die Urabstimmung nach Art.. 14, lit. b,  der Statuten.
2. Verbandsbehörden.
a) Verbandsvorstand.
Art. 19.
Zur Entscheidung aller wichtigen Fragen wird der Verbandsvorstand eingesetzt, bestehend aus dem Zentralkomitee (dem die Leitung obliegt), dem Generalsekretär, dem Zentralsekretär  und den Präsidenten der Unterverbände. Ferner wählt die Delegiertenversammlung aus jedem S.B.B.-Kreis je zwei Mitglieder, unter möglichster Berücksichtigung  der verschiedenen Personalkategorien, und  zwei Mitglieder aus dem den S.B.B. nicht angehörenden Personal.
Art. 20.
Ihm liegt auch speziell die Vorbereitung und Bereinigung der Traktandenliste für die Delegiertenversammlung und Behandlung des Geschäftsberichtes  des Zentralkomitees ob. Die definitive Traktandenliste ist in der Regel drei Wochen vor der Delegiertenversammlung in den Verbandsorganen zu veröffentlichen.
Er besammelt sich ordentlicherweise alle Vierteljahre einmal. Die Entschädigung desselben erfolgt durch die Verbandskasse.
b) Zentralkomitee.
Art. 21.
Das Zentralkomitee ist das ausführende Organ des Verbandes; ihm liegt die Verbandsleitung und die Vertretung nach aussen wie auch der Verkehr mit den einzelnen Sektionen und den Unterverbänden ob.
Art. 22.
Es besteht aus neun Mitgliedern, die womöglich verschiedenen Kategorien angehören sollen und von der Verbandssektion des jeweiligen Vorortes auf die Dauer von zwei Jahren gewählt werden.
Das Zentralkomitee ladet zu den regelmässigen Sitzungen des Verbandsvorstandes ein; auch hat es das Recht, nach Bedarf Generalversammlungen einzelner Kategorien und Präsidentenkonferenzen einzuberufen.
Art. 23.
Das Zentralkomitee, dem neben der ordentlichen Kassaführung auch diejenige der Sterbe- und Rechtsschutzkasse obliegt, konstituiert sich selbst. Für seine Geschäfts- und Kassaführung ist der Vorort dem Verbande verantwortlich. Eine persönliche und solidarische Haftbarkeit der Mitglieder des Zentralkomitees besteht nicht.
Art. 24.
Für die Verbindlichkeiten der A.U.S.T. haftet  nur  das Verbandsvermögen.  Jede persönliche Haftbarkeit der einzelnen Mitglieder,  der Sektionen und Unterverbände ist ausgeschlossen.
Art. 25.
Verfügbare Gelder sind bei einer staatlich garantierten Bank oder beim Verband schweizerischer Konsumvereine  (V.S.K.) in Basel anzulegen.
III.  Institute.
1. Sekretariat.
Art. 26.
Der Verband unterhält ein Generalsekretariat,  dem  die Abfassung  von  Eingaben, die beständige Agitation für die Verbandszwecke, die persönliche Vertretung der Mitglieder bei den Behörden und Transport-Unternehmungen obliegt.
Neben dem Generalsekretariat wird ein Zentralsekretär angestellt, welcher am jeweiligen Vorort Domizil zu nehmen hat und mit dem Zentralkomitee in beständiger Verbindung sich befinden soll.
Generalsekretär  und Zentralsekretär haben womöglich an den Sitzungen des Zentralkomitees teilzunehmen und Bericht zu erstatten.  

Ein besonderes Reglement bestimmt den Ausbau, die Rechte und Pflichten des Sekretariates. 

Der Generalsekretär und der Zentralsekretär werden durch die Delegiertenversammlung gewählt, allfällige Hilfspersonen durch den Verbandsvorstand.
2.Sterbekasse.
Art. 27.
Der Verband unterhält eine Sterbekasse. Es wird auf die Statuten der Sterbekasse verwiesen.
Unterverbände mit eigenen Unterstützungsinstituten können durch die Delegiertenversammlung dispensiert werden.
3; Rechtsschutz.
Art. 28.
Der Verband gewährt seinen Mitgliedern Rechtsschutz. Unterverbände mit eigenen Unterstützungsinstituten können durch die Delegiertenversammlung vom Beitritt zum Rechtsschutz dispensiert werden. Es wird auf das Reglement verwiesen.
4. Presseorgane.
Art. 29.

Der Verband gibt allein für alle Mitglieder ein Presseorgan heraus, dessen Redaktion dem Sekretariate übertragen ist.
Das Organ ist für alle Mitglieder obligatorisch. 

Jede Sektion ist gehalten, mindestens ein Exemplar zu abonnieren.
Durch Beschluss der Delegiertenversammlung können Unterverbände mit eigenem Organ vom Obligatorium  ausgenommen werden.
 Alle Publikationen des Zentralkomitees, des Verbandsvorstandes und des Sekretariates erfolgen durch das Zentralorgan des Verbandes, und zwar gleichzeitig in allen Landessprachen.
5.  Weitere Institutionen.
Art. 30.
Die Einführung weiterer Institutionen kann durch den Beschluss der Delegiertenversammlung geschehen.
IV. Statutenrevision.
Art. 31.
Die Statuten können jederzeit durch die Delegiertenversammlung revidiert werden, falls
1. das Zentralkomitee das anregt;
2. der Verbandsvorstand es beantragt:
3. ein  Zehntel  der Sektionen  oder  ein Unterverband es verlangt.
V. Übergangsbestimmungen.
Art. 32.
Diese Statuten treten mit l. Januar 1916 in Kraft und ersetzen das Statut des Jahres 1905 und alle mit denselben in Widerspruch befindlichen Beschlüsse von Delegiertenversammlungen.
Art. 33.
Die rechtsverbindliche Unterschrift für den Verband führen der Präsident und der erste Sekretär des Zentralkomitees kollektiv.
Art. 34.
Im übrigen gelten die Bestimmungen des Art. 60, f, des Zivilgesetzbuches.
In dieser Fassung einstimmig angenommen an der Delegiertenversammlung vom: Luzern, den ........ 1915.
Das Zentralkomitee.

